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Praambel

. Die Stifterin, die Sparkasse Biihl fordert den Sparsinn und die Vermégensbildung breiter
Bevolkerungskreise sowie die Wirtschaftserziehung der Jugend im Besonderen. Als
selbstandiges Wirtschaftsunternehmen in kommunaler Tragerschaft ist sie Garant fir
eine angemessene Versorgung der Blrger und der drtlichen Wirtschaft mit geld- und
kreditwirtschaftlichen Dienstleistungen.

. Auf der Basis dieses gesetzlichen und satzungsmaBigen Auftrags ist die Stifterin fest in
der Region verankert und deren Birgern, den Kommunen und der Wirtschaft eng
verbunden.

. Auf der Grundlage dieses Verstandnisses erfolgt die Griindung der Gemeinschaftsstiftung
der Sparkasse Buihl. Mit der Errichtung der Gemeinschaftsstiftung schafft die Stifterin
eine Plattform und garantiert eine unblrokratische und langfristige Verwirklichung und
Umsetzung einer Vielzahl gemeinnitziger und wohltatiger Ideen und Projekte.

. Die Gemeinschaftsstiftung der Sparkasse Bihl legt ihren Fokus dabei vornehmlich auf
die Region, die Bevdlkerung, die Themen, die fir sie von Wichtigkeit sind sowie auf
Stiftungszwecke die den Birgern im Geschdftsgebiet ein Anliegen sind. Sie starkt als
verlasslicher Partner den Gemeinsinn und erganzt in diesem Sinne die weiteren
Stiftungen vor Ort.

regional. digital

Sparkasse Biihl

Wir flir Sie mit ganzem Herzen



§1

Name, Rechtsform

Die Stiftung fiihrt den Namen
Gemeinschaftsstiftung der Sparkasse Biihl.

Sie ist eine nicht rechtsfahige Stiftung in der Verwaltung der DS Deutsche
Stiftungsagentur GmbH in Neuss, Amtsgericht Neuss HRB 10662 (nachfolgend
»~Treuhander® genannt) und wird von dieser im Rechts- und Geschaftsverkehr als
Rechtstrager vertreten.

Stifterin im Sinne dieser Satzung ist die Sparkasse Biihl, EisenbahnstraBe 18, 77815 Biihl,
vertreten durch ihren Vorstand.

Die Verwaltung der Stiftung durch den Treuhander und das Rechtsverhaltnis zwischen
ihm und der Stifterin richtet sich nach dieser Satzung und dem Stiftungsvertrag.



§2

Stiftungszweck

Die Stiftung verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige, mildtatige und
kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnittes ,Steuerbegilinstigte Zwecke" der
Abgabenordnung (AO).

Zweck der Stiftung ist die Beschaffung und Weitergabe von Mitteln zur Férderung

mildtatiger Zwecke,

kirchlicher Zwecke,

von Wissenschaft und Forschung,

der Religion

des offentlichen Gesundheitswesens und der 6ffentlichen Gesundheitspflege,
insbesondere die Verhiitung und Bekampfung von Ubertragbaren Krankheiten, auch
durch Krankenhduser im Sinne des § 67,

der Jugend- und Altenhilfe,

von Kunst und Kultur,

des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege,

der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschlieBlich der

Studentenhilfe,

des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Lander, des
Umweltschutzes, des Kiistenschutzes und des Hochwasserschutzes,

des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten Verbande
der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-Durchfiihrungsverordnung),
ihrer Unterverbande und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten,

der Hilfe fiir politisch, rassisch oder religids Verfolgte, fiir Fllichtlinge, Vertriebene,
Aussiedler, Spataussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschadigte und
Kriegsgefangene, Zivilbeschadigte und Behinderte sowie Hilfe fiir Opfer von
Straftaten; Férderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer;
Forderung des Suchdienstes flir Vermisste,

der Rettung aus Lebensgefahr,

des Feuer-, Arbeits- Katastrophen- und Zivilschutzes,

internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des
Vélkerverstandigungsgedankens,

des Tierschutzes,

der Entwicklungszusammenarbeit,

von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz,

der Firsorge fiir Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene,

der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern,

des Schutzes von Ehe und Familie,

der Kriminalpravention,

des Sports,

der Heimatpflege und Heimatkunde,



- der Kleingartnerei, des traditionellen Brauchtums einschlieBlich des Karnevals, der
Fastnacht und des Faschings,

- des demokratischen Staatswesens,

- sowie des buirgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnitziger, mildtatiger
und kirchlicher Zwecke

durch eine andere steuerbeglinstigte Korperschaft oder durch eine Kdrperschaft des
offentlichen Rechts.

Diese Zwecke missen nicht in gleichem MaBe verwirklicht werden.

Die Stiftung verwirklicht ihre Zwecke dadurch, dass sie Mittel fir die Verwirklichung der
steuerbegtinstigten Zwecke einer anderen steuerbeglinstigten Kérperschaft oder fir die
Verwirklichung steuerbeglinstigter Zwecke durch eine Koérperschaft des offentlichen
Rechts beschafft.

Die Forderung der in Nr. 2 genannten Satzungszwecke schlieBt die Verbreitung der
Ergebnisse durch geeignete Offentlichkeitsarbeit und das Einwerben von Spenden und
Zustiftungen sowie Stiftungsfonds/zweckgebundenen Zustiftungen ein.



§3

Gemeinniitzigkeit

Die Stiftung verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Sie ist selbstlos
tatig.

Die Stiftung darf keine juristischen oder naturlichen Personen durch Ausgaben, die dem
Stiftungszweck fremd sind, oder durch unverhdltnismaBig hohe Unterstiitzungen,
Zuwendungen oder Vergitungen beglinstigen; insbesondere dirfen, Uber die
steuerlichen Bestimmungen hinaus, keine direkten oder indirekten Zuwendungen an die
Stifterin oder mit der Stifterin verbundene Unternehmen und Personen erfolgen.

Ein Rechtsanspruch auf Gewdhrung von Stiftungsmitteln besteht auch flir die durch die
Stiftung regelmaBig beginstigten Koérperschaften nicht. Soweit es nicht dem
Stiftungszweck zuwiderlauft, sollen Stiftungsmittel nur in jederzeit widerruflicher Weise
vergeben werden.



§4

Stiftungsvermogen

Das Stiftungsvermégen bei Stiftungsgriindung ergibt sich aus dem Stiftungsvertrag. Die
Stifterin kann das Stiftungsvermdgen durch einmalige oder laufende Zuwendungen (=
Zustiftungen) aufstocken. Zustiftungen Dritter sind zuldssig. Zuwendungen aufgrund
einer Verfligung von Todes wegen kdnnen dem Stiftungsvermégen zugefiihrt werden,
soweit vom Erblasser nichts anderes bestimmt wurde.

Das Stiftungsvermégen ist in seinem Wert ungeschmalert zu erhalten. Zu diesem Zweck
kdnnen im Rahmen des steuerrechtlich Zulassigen Teile der jahrlichen Ertrage einer
freien Ricklage oder dem Stiftungsvermdgen zugefiihrt werden. Ausgenommen davon
sind Zustiftungen, die unter der Auflage erfolgen, als verbrauchbares Stiftungsvermdégen
eingebracht zu werden.

Vermoégensumschichtungen sind zuldssig. Gewinne aus Vermdgensumschichtungen
kdnnen ganz oder teilweise zur Erflillung des Stiftungszwecks verwendet, in eine
Rilcklage eingestellt oder dauerhaft dem Stiftungsvermdgen zugeflihrt werden. Hierfur
ist die Bildung einer sog. Umschichtungsruicklage mdglich; hierin kénnen Gewinne und
Verluste aus Vermdgensumschichtungen miteinander verrechnet werden.

Die Stiftung ist berechtigt, Spenden und andere Zuwendungen entgegenzunehmen. Sie
darf um Zustiftungen, Spenden und andere Zuwendungen werben. Sie ist berechtigt,
zweckgebundene Zustiftungen (nachfolgend auch ,Stiftungsfonds® genannt) Dritter
anzunehmen und die auf diesen Stiftungsfonds anteilig entfallenden Ertrage einmal im
Jahr an eine vom Einrichter des Stiftungsfonds im Rahmen eines Zustiftungsvertrags
benannte steuerbegiinstigte Korperschaft oder eine Kdrperschaft des 6ffentlichen Rechts
auszukehren. Die Auskehrung erfolgt nach Erstellung des Jahresabschlusses fiir das
vorangegangene Geschaftsjahr der Stiftung nach Absprache mit der Stifterin oder nach
MaBgabe eines Zustiftungsvertrags.

Das Stiftungsvermdgen ist sicher und Ertrag bringend anzulegen. Die Richtlinien fir die
Anlage legt die Stifterin fest. Die Anlagerichtlinien bilden die Grundlage fir alle weiteren
Anlagen, die der Treuhander auf Weisung der Stifterin tatigt.

Auf die Stiftung Ubertragene Immobilien und Grundstiicke diirfen nach Ricksprache mit
der Stifterin verauBert werden. Dazu soll sich der Treuhander der Sparkasse Bhl,
EisenbahnstraBe 18, 77815 Biihl sowie deren Immobilienservice gegen angemessene,
d.h. bank- oder marktibliche Verglitung, bedienen. § 7 Abs. 4 Satz 2 bleibt hiervon
unberthrt.



§5
Stiftungsmittel

Die Ertrage des Stiftungsvermégens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwendungen sind
zur Erflillung des Stiftungszweckes zu verwenden.

Die Mittel der Stiftung dirfen nur flir satzungsgemaBe Zwecke verwendet werden.

Die Stiftung kann ihre Mittel ganz oder teilweise einer Riicklage zufiihren, soweit dies
erforderlich ist, um ihre steuerbegiinstigten, satzungsmaBigen Zwecke nachhaltig
erflllen zu kdénnen, und soweit fir die Verwendung der Riicklage konkrete Ziel- und
Zeitvorstellungen bestehen. Sonstige Riicklagen diirfen gebildet werden, soweit die
Vorschriften des steuerlichen Gemeinn(tzigkeitsrechts dies zulassen.

Zur Sicherung vor Inflationseinflissen kdénnen regelmaBig die maximal mdglichen
Ricklagen gemaB § 62 Abs.1 Nr. 3 AO gebildet werden.



§6

Geschaftsjahr und Jahresabschluss

Geschéftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. Das erste Geschaftsjahr ist ein
Rumpfgeschaftsjahr.

Der Treuhander hat in den ersten sechs Monaten des Folgejahres fiir die Stifterin unter
Beachtung gesetzlicher Vorschriften, der Grundsatze ordnungsmaBiger Buchflihrung
sowie der Bestimmungen der Stiftungssatzung Rechnung fiir das vergangene
Geschéftsjahr zu legen.

Der Treuhdnder erstellt flir die Errichter von Stiftungsfonds innerhalb von neun Monaten
des Folgejahres eine auf den jeweiligen Stiftungsfonds auf das Jahresende des
vorangegangenen Geschaftsjahres bezogene Darstellung des anteiligen Ergebnisses
unter Darlegung der Verwendung der Ertrage des Stiftungsfonds.



§7

Stiftungsverwaltung und Vergiitung des Treuhanders

Der Treuhander legt der Stifterin einmal im Jahr bis Ende Juni des Folgejahres den
Jahresabschluss der Stiftung vor, damit sie den Erhalt des Stiftungsvermdgens
einschlieBlich der Stiftungsfonds und Zustiftungen, die satzungsgemaBe Verwendung der
Stiftungsmittel sowie die Belastung der Stiftung mit Kosten des Treuhanders fiir die
allgemeinen Verwaltungsleistungen und gegebenenfalls Zusatzleistungen Uiberpriifen
kann.

Die Stifterin hat jederzeit das Recht zur Einsicht in die Stiftungsunterlagen und Priifung
nach MaB3gabe des Stiftungsvertrags.

Die Stifterin benennt nach Kiindigung des Stiftungsvertrags einen neuen Treuhander,
auf den dann nach MaBgabe des Stiftungsvertrags das Stiftungsvermdgen zu libertragen
ist. Kiindigt der Treuhander den Stiftungsvertrag, obliegt es der Stifterin, einen neuen
Treuhander zu benennen. Die Kiindigung des Treuhandvertrages hat nicht die Auflésung
der Stiftung zur Folge.

Der Treuhdnder verwaltet das Stiftungsvermdgen einschlieBlich aller Zustiftungen
getrennt von seinem Vermdgen nach den Grundsatzen einer ordnungsgemaBen
Verwaltung. Hierbei hat er die flr Stiftungen allgemein geltenden Grundsdtze der
sparsamen und wirtschaftlichen Verwaltung der Stiftungsmittel und des Werterhalts des
Stiftungsvermoégens zu beachten. Er vergibt die Stiftungsmittel nach den Vorgaben der
Stifterin, der Satzung und den Zustiftungsvertragen und wickelt die FérdermaBnahmen
der Stiftung ab. Das Nahere regelt der Stiftungsvertrag.

Der Treuhander ist bei allen Entscheidungen an die Satzung mit den Anlagerichtlinien,
die Bestimmungen des Stiftungsvertrags und der Zustiftungsvertrage gebunden. Die
Stifterin weist den Treuhander hinsichtlich der Entscheidungen bzgl. Mittelverwendung,
Geldanlage/Abschluss eines Vermdgensverwaltungsvertrags und Ricklagenbildung an.
Gegen die Vorgaben und Weisungen der Stifterin steht ihm ein Vetorecht nach MaBgabe
des Stiftungsvertrags zu, wenn gegen die Satzung, rechtliche oder steuerliche
Bestimmungen verstoBen wird.

Der Treuhander ist berechtigt, der Stiftung fir seine Leistungen eine Vergitung in
Rechnung zu stellen, die aus den Ertragen der Stiftung gezahlt wird.

Mit der Verwaltungspauschale gemaB der Vergiitungsregelung, die Anlage zu dieser
Satzung ist, sind die sich aus den Allgemeinen Geschaftsbedingungen ergebenden
allgemeinen Verwaltungstatigkeiten und diesbezlgliche Aufwendungen des Treuhanders
abgegolten. Fir auBerordentliche und notwendige Zusatzleistungen, die er auf Weisung
der Stifterin (z.B. Satzungsénderungen, Stiftungsauflosung) erbringt, und damit
verbundene Aufwendungen sowie flir etwaige Reisekosten erhalt der Treuhander eine
angemessene und (bliche Vergitung bzw. Auslagenersatz entsprechend etwaiger mit
der Stifterin gesondert zu treffender Vereinbarungen sowie den Allgemeinen
Geschaftsbedingungen.
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Fir den Fall, dass Dritte die Stiftung wirtschaftlich in ihrer Nachlassregelung mit einer
Zustiftung bedenken und der Treuhander deshalb als Erbe, Vermachtnisnehmer oder
Auflagenbegtinstigter zugunsten der Stiftung den Nachlass oder Teile davon abzuwickeln
hat, erhalt der Treuhander aus dem Vermdégen der jeweiligen Zustiftung die fiir die
Abwicklung des Nachlasses beim Treuhdnder oder bei von ihm beauftragten Dritten
anfallenden Kosten in Hohe der fir Testamentsvollstrecker nach § 2221 BGB geltenden
angemessenen Vergltung auf der Grundlage der jeweils aktuellen Empfehlungen des
Deutschen Notarvereins. Entsprechendes gilt auch, wenn der Treuhdnder von Erben
moglicher Zustifter mit der Nachlassabwicklung beauftragt wird.
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§8

Anpassung der Stiftung an veranderte Verhaltnisse

AusschlieBlich die Stifterin hat das Recht, die Satzung der Stiftung durch einseitige Erklarung
gegenliber dem Treuhander zu andern. Gegen Satzungsanderungen der Stifterin steht dem
Treuhdnder ein Vetorecht zu, wenn gegen rechtliche oder steuerliche Bestimmungen verstoen
oder die Rechtsstellung des Treuhanders oder seine Vergiitung unangemessen eingeschrankt
wird. Die Steuerbegiinstigung der Stiftung darf von diesen Anderungen nicht beriihrt werden.
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§9
Auflosung der Stiftung

Der Treuhander sowie die Stifterin kdnnen gemeinsam die Auflésung der Stiftung beschlieBen,
wenn die Umstande es nicht mehr zulassen, den Stiftungszweck dauernd und nachhaltig zu
erfullen. § 4 Abs. 3 des Stiftungsvertrags ist zu beachten.
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§10

Vermoégensanfall

Bei Auflésung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall der steuerbeglinstigten Zwecke fallt
das gesamte Stiftungsvermdgen an eine oder mehrere andere steuerbeglinstigte
Korperschaften oder Korperschaften des oOffentlichen Rechts, die es ausschlieBlich und
unmittelbar zur Férderung der in § 2 Nr. 2 genannten steuerbegiinstigten Zwecke zu verwenden
haben. Die Bestimmung der Anfallberechtigten obliegt der Stifterin. Sie hat dabei zu beachten,
dass die Mittel aus den eingebrachten Stiftungsfonds auf die durch diese Stiftungsfonds
begiinstigten Destinatare Gibertragen werden.
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§11

Stellung des Finanzamts

Beschllisse iber Satzungsanderungen und der Beschluss Uber die Auflésung der Stiftung sind
dem zustandigen Finanzamt vorab anzuzeigen.

Buihl,

Fir die Stifterin
Sparkasse Biihl
EisenbahnstraBe 18
77815 Biihl

Der Treuhander

DS Deutsche Stiftungsagentur GmbH
Brandgasse 4

41460 Neuss
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Anlage zur Stiftungssatzung der Gemeinschaftsstiftung der Sparkasse Biihl

Richtlinien fiir Finanzanlagen

GemanB § 4 Nr. 5 der Stiftungssatzung verabschiedet die Stifterin folgende Anlagerichtlinien.
Der Substanzerhalt ist wesentliches Ziel der Anlagepolitik. Die hier festgelegten Quoten
spiegeln den ausdriicklichen Willen der Stifterin wider. Stifterin und Rechtstrager ist bewusst,
dass die Anlage in Aktienvermdgen mit Risiken verbunden ist. Kaufmannische Grundsatze
sind zu beachten. Bei Anlage von Stiftungsvermdgen ist zu beachten, dass die nachfolgenden
Bandbreiten — zu verstehen als OrientierungsgréBe — eingehalten bzw. nicht Uberschritten
werden sollen:

Aktien/aktienahnliche Werte (inklusive Aktienquote von 0 - 30 %

Investmentfonds):

[Die Anlage in Einzeltitel ist im Standard nicht vorgesehen und stellt insofern
eine zu berechnende Zusatzleistung dar. Generell ausgeschlossen ist der
Handel an auslandischen Borsenplatzen.]

Renten/Rentenfonds/Spareinlagen: 0 - 100 %

Immobilienfonds: 0 - 30 %

Die Beurteilung der Bandbreiten erfolgt auf Basis der jeweiligen Anschaffungskosten; aktuelle
Kurswerte / Kurssteigerungen sind unbeachtlich.

Der Ankauf von Fremdwadhrungen und von Anlageprodukten in Fremdwahrungen,
thesaurierenden Papieren sowie geschlossenen Beteiligungen oder Anlagen, die
ausschlieBlich auf Wertsteigerung ohne ordentlichen Ertrag setzen, ist ausgeschlossen.
Entsprechende Anlagen durch den Treuhdnder/Rechtstrager sind demnach nur auf
ausdrickliche Weisung der Stifterin und nach entsprechender Haftungsfreistellung des
Rechtstragers durch die Stifterin mdéglich. Der hieraus resultierende Mehraufwand wird
gemalB § 3 Nr. 3 des Stiftungsvertrags berechnet.

Eine Investition in Immobilien ist nach Durchfiihrung einer Wirtschaftlichkeitsberechnung
moglich, um dauerhaft Ertrdge zu erzielen und das Stiftungskapital zu erhalten.

Vermogensumschichtungen sind zuldssig. Gewinne aus Vermdgensumschichtungen kénnen
ganz oder teilweise zur Erflillung des Stiftungszwecks verwendet, in eine Riicklage eingestellt
oder dauerhaft dem Stiftungsvermdgen zugefiihrt werden. Hierfiir ist die Bildung einer sog.
Umschichtungsriicklage  mdglich;  hierin  kénnen  Gewinne und Verluste aus
Vermdgensumschichtungen miteinander verrechnet werden.

Als Ausnahme von diesen Richtlinien diirfen lediglich Ubertragungen in Form von
Zustiftungen und die Liquiditatshaltung der zeitnah zu verwendenden Mittel angesehen
werden. Sollten sich aufgrund von Zustiftungen die Verhaltnisse zwischen den einzelnen
Anlageformen verschieben, sodass die 0.g. Quoten nicht eingehalten werden, wird eine
entsprechende Anpassung innerhalb der kommenden zehn Jahre angestrebt.

Die Stifterin kann die Richtlinien jederzeit andern.

Im Rahmen der Finanzanlage fiir Stiftungen ist eine Aktienquote von bis zu 30 % als
marktiiblich zu betrachten. Sollte aufgrund ausdriicklicher Weisung der Stifterin, eine
Aktienquote von 30 % zu Uberschreiten, das Stiftungsvermdgen nachhaltig geschmalert
werden, stellt die Stifterin den Treuhander von der Haftung bzgl. dieser Schmalerung frei.



-Anlage zur Stiftungssatzung-

Vergiitungsregelung

Der Treuhander erhélt fir die Erflillung seiner allgemeinen Verwaltungsaufgaben eine
Verwaltungspauschale. Diese betragt 0,5 % bezogen auf das Stiftungsvermégen,
mindestens jedoch 500,00 € p.a. jeweils zuzliglich Mehrwertsteuer.

Die Vergutung wird ausschlieBlich aus den Ertragen der Stiftung beglichen.

MaBgeblich fiir die Bemessung der Vergiitung ist das im Jahresabschluss der Stiftung
ausgewiesene  Stiftungsvermdégen  vor  Ricklagenbildung, bestehend aus
Grundstockvermdgen, bestehenden Ricklagen aus den Vorjahren, nicht
zweckgebundenen Zustiftungen und zweckgebundenen Zustiftungen (nachfolgend
LStiftungsfonds" genannt). Zustiftungen, gleich welcher Art, flieBen im Jahr der
Zuwendung ab dem ersten Tag des Folgemonats zeitanteilig in die Berechnung der
Geblhr und der Ertrage ein. Der einzelne Stiftungsfonds wird gemaB seinem Anteil
am Stiftungsvermdgen mit den Kosten flir die Verwaltung belastet. Die Gebiihren
werden aus den Ertragen (im Griindungsjahr zeitanteilig ab dem ersten Tag des
Folgemonats) bezahlt. Der Treuhdnder/Rechtstrager ist berechtigt, die Kosten und
Vergitung um die jahresdurchschnittliche Veranderung des vom Statistischen
Bundesamt verdffentlichten Verbraucherpreisindex fur Deutschland im abgelaufenen
Kalenderjahr (in Prozent der jahresdurchschnittlichen Veranderung) fir das folgende
Kalenderjahr zu erhdéhen. Bemessungsgrundlage fiir die Erhéhung sind die jeweils bei
Ablauf eines Kalenderjahres giiltigen Kosten und Vergiltungen, einschlieBlich bereits
erfolgter Erhdhungen. Der Treuhander/Rechtstrager ist auch zur Erhéhung der Kosten
und Vergltung berechtigt, wenn sich die wirtschaftlichen Grundlagen fir ihre
Bemessung soweit verandert haben, dass ihm das Festhalten an dem Vertrag mit den
bislang vereinbarten Kosten und Vergitungen i. S. d. § 313 BGB nicht mehr
zugemutet werden kann.

Fir seine darliber hinausgehenden Leistungen, d.h. fiir die Einrichtung eines
Stiftungsfonds, Auskehrungen aus einem Stiftungsfonds und die Entgegennahme
einer (nicht zweckgebundenen) Zustiftung erhdlt der Treuhander ferner folgende
pauschale Vergiitung:

a) Fir die Einrichtung eines Stiftungsfonds (d.h. insbesondere fir die
entsprechenden Buchungen, die Ausstellung der Zuwendungsbestdtigung, die
Anforderung des Freistellungsbescheids der zu begiinstigenden Einrichtung und
die Einrichtung in der DS-Stiftungsverwaltungssoftware etc.) erhdlt er vom
Errichter des Stiftungsfonds einmalig 105,00 € zzgl. ges. MwsSt.

b) Pro Auskehrung aus einem Stiftungsfonds erhdlt er aus den Ertragen dieses
Stiftungsfonds eine zusatzliche Vergitung i. H. v. 32,50 € zzgl. ges. MwSt. Dabei
gehen die Parteien davon aus, dass der Errichter eines Stiftungsfonds im
Zustiftungsvertrag nur eine zu beglnstigende Einrichtung benennt, die einmal
jahrlich den ausschittungsfahigen Ertrag aus dem Stiftungsfonds erhalt.
Andernfalls erhdht sich diese Pauschale je Beglinstigten entsprechend. Der Anteil
der Ertragsausschiittung des einzelnen Stiftungsfonds berechnet sich wie folgt:
Die Gesamtertrage an den fir die Erflllung der satzungsmaBigen Zwecke zur
Verfligung stehenden Mitteln werden auf die einzelnen Stiftungsfonds und die
Stiftung anteilig in Relation zum Gesamtvermdgen der Gemeinschaftsstiftung



verteilt. Die Berechnung erfolgt im Griindungsjahr zeitanteilig ab dem Anfang des
Folgemonats.

c) Sofern Einrichter von Stiftungsfonds eine neue durch ihren Stiftungsfonds zu
fordernde steuerbeglinstigte Einrichtung benennen, I6st dies Kosten bis zu 50,00
€ zzgl. ges. MwSt. aus, mit denen die Ertrage des Stiftungsfonds belastet
werden.

d) Fir die Entgegennahme einer sonstigen Zustiftung (d.h. fiir die entsprechenden
Buchungen, die Ausstellung der Zuwendungsbestdtigung, die Vermbgensanlage
etc.) erhalt der Treuhdnder vom Zustifter einmalig 30,00 € zzgl. ges. MwsSt.

Dariiber hinaus ist der Treuhander berechtigt, flir seinen Aufwand im Rahmen einer
etwaigen Spenderbetreuung fiir die Uber die Verwaltungsgrundleistungen gemafi
Ziffer 2 hinaus gehenden Tatigkeiten folgende Vergltung zu berechnen: Fir
eingegangene Zuwendungen ab 200,00 € werden Zuwendungsbestatigungen
ausgestellt, wobei der Zuwendende dafiir Sorge zu tragen hat, dass der
Treuhander/Rechtstrager die Adresse des Zuwendenden erhalt.
Zuwendungsbestatigungen fir die Stifterin sind kostenfrei, alle anderen werden mit
5 % des ausgewiesenen Zuwendungsbetrags, mind. jedoch mit 5 €, hdchstens
jedoch mit 30 € jeweils zzgl. MwSt. berechnet.

Mit den Verwaltungspauschalen gemaB Ziffer 1 und 2 sind die sich aus den
Allgemeinen Geschaftsbedingungen ergebenden allgemeinen Verwaltungstatigkeiten
und diesbeziigliche Aufwendungen des Treuhanders abgegolten.  Fir
auBerordentliche und notwendige Zusatzleistungen, die er im Interesse der Stiftung
auf Weisung der Stifterin (z.B. Satzungsanderungen, Stiftungsauflésung) erbringt und
damit verbundene Aufwendungen sowie flir etwaige Reisekosten erhdlt der
Treuhdnder eine angemessene und Ubliche Verglitung bzw. Auslagenersatz
entsprechend etwaiger mit der Stifterin gesondert zu treffender Vereinbarungen
sowie den Allgemeinen Geschaftsbedingungen des Treuhanders.

Fir den Fall, dass Dritte die Stiftung wirtschaftlich in ihrer Nachlassregelung mit einer
Zustiftung bedenken und der Treuhander deshalb als Erbe, Vermachtnisnehmer oder
Auflagenbeguinstigter zugunsten der Stiftung den Nachlass oder Teile davon
abzuwickeln hat, erhdlt der Treuhander aus dem Vermdgen der jeweiligen Zustiftung
die fur die Abwicklung des Nachlasses beim Treuhdander oder bei von ihm
beauftragten Dritten anfallenden Kosten in Hohe der fiir Testamentsvollstrecker nach
§ 2221 BGB geltenden angemessenen Verglitung auf der Grundlage der jeweils
aktuellen Empfehlungen des Deutschen Notarvereins. Entsprechendes gilt auch,
wenn der Treuhdander von Erben mdglicher Zustifter mit der Nachlassabwicklung
beauftragt wird.






	Gebührenrechnung

